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CH-3003 Bern, KMU-Forum 

Verordnung über die Transparenz juristischer Personen und die Identifikation der   

wirtschaftlich berechtigten Personen 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Anlässlich ihrer Sitzung vom 18. Dezember 2025 hat sich unsere ausserparlamentarische 

Kommission mit dem Vernehmlassungsentwurf zur Verordnung über die Transparenz juristi-

scher Personen und die Identifikation wirtschaftlich berechtigter Personen befasst. Wir dan-

ken Frau Patricia Matthews-Steck vom SIF sowie Frau Damaris Jeker Ngoy und Herrn Mar-

kus Moll vom Bundesamt für Justiz für ihre Teilnahme an dieser Sitzung, in der sie uns die 

Grundzüge des Entwurfs vorgestellt haben. 

 

Im November 2023 hatte unsere Kommission bereits zum Gesetzesentwurf1 Stellung genom-

men (siehe Stellungnahme). Wir stellen mit Befriedigung fest, dass inzwischen mehrere der 

damals als problematisch beurteilten Elemente korrigiert wurden. Trotz der Verbesserungen 

werden der administrative Aufwand und die Kosten für Unternehmen, insbesondere für KMU, 

in bestimmten Konstellationen erheblich sein. Dies liegt unter anderem an der hohen Kom-

plexität der Materie. Mehrere der entworfenen Verordnungsbestimmungen sind den Bestim-

mungen des Geldwäschereigesetzes (GwG) nahezu exakt nachempfunden und teilweise so-

gar detailversessener als die Bestimmungen der Geldwäschereiverordnungen und Regle-

mente der Selbstregulierungsorganisationen. Dies betrifft beispielsweise die Definition der 

wirtschaftlich berechtigten Person (Kriterien für eine indirekte Kontrolle oder Kontrolle auf an-

dere Weise). Solche technischen Regeln können von KMU, die nicht dem GwG unterstellt 

sind, kaum verstanden und umgesetzt werden, da ihnen die Kenntnisse von Compliance 

Officers fehlen und sie in den meisten Fällen über keine interne Rechtsabteilung verfügen. 

 

1 Bundesgesetz über die Transparenz juristischer Personen und die Identifikation der wirtschaftlich berechtigten 

Personen (TJPG). 
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https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/2900/de
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Die Mitglieder des KMU-Forums fordern deshalb für Unternehmen, die nicht dem GwG 

unterstellt sind, vereinfachte Kriterien. Es kann nicht sein, dass für KMU das gleiche An-

forderungsniveau wie für Grossbanken gilt. Wir fordern zudem, dass den KMU vor Inkraft-

treten der neuen Bestimmungen ausführliche Umsetzungshilfen zur Verfügung ge-

stellt werden, wie FAQs, Beispielsammlungen, Support durch Mitarbeitende des Transpa-

renzregisters („Telefonsprechstunden“), Webinare usw. Darüber hinaus sind Informations-

kampagnen in Zusammenarbeit mit den Dachorganisationen der Wirtschaft und den Verbän-

den der speziell betroffenen Branchen zu organisieren. 

 

Gemäss den Art. 25 ff. TJPG werden zahlreiche Behörden und Privatpersonen einen Online-

Zugang zu den Daten des Registers erhalten. Mehrere unserer Mitglieder sind besorgt über 

die Sicherheit und Vertraulichkeit dieses Registers. Es besteht die Gefahr, dass Daten ge-

stohlen oder von Unbefugten eingesehen werden. Jeder unbefugte Zugriff auf die Daten des 

Registers birgt das Risiko einer schwerwiegenden Verletzung der Privatsphäre der betroffe-

nen Personen. Da das Risiko eines Hackerangriffs auf ein solches Register sehr hoch 

ist, fordern die Mitglieder des KMU-Forums, dass alle notwendigen Massnahmen ge-

troffen werden, um dessen Sicherheit und Unverletzlichkeit zu gewährleisten.  

 

Gemäss Art. 27 TJPG dürfen Finanzintermediäre sowie Beraterinnen und Berater die Daten 

des Transparenzregisters nur online abrufen, wenn dies zur Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten 

nach dem GwG erforderlich ist. Die Verwendung dieser Daten ist auf diesen Zweck be-

schränkt. Auch die in Art. 26 TJPG aufgeführten Behörden können nur Daten abrufen, die für 

die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind. Gemäss einer Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichtshofs2 muss der Nachweis der Erforderlichkeit des Zugriffs auf einen bestimm-

ten Datensatz bei jeder Einsichtnahme im Rahmen eines behördlichen Verfahrens erbracht 

werden. Die pauschale Erklärung der Behörde, des Finanzintermediärs oder des Beraters, 

sie greife nur im Rahmen ihrer Tätigkeit auf die Daten zu, reicht nicht aus. In Kapitel 7.7.3 

der Botschaft vom 22. Mai 2024 wird erwähnt, dass der Eidgenössische Datenschutz- und 

Öffentlichkeitsbeauftragte die mit dem Vorhaben verbundenen Risiken als potenziell hoch er-

achtet. Seiner Auffassung nach sind die vorgesehenen Online-Zugriffe nicht hinreichend be-

gründet und erweisen sich daher als unverhältnismässig und damit datenschutzrechtlich un-

zulässig. Die erteilten Online-Zugriffe genügen dem Legalitätsprinzip und den datenschutz-

rechtlichen Transparenzpflichten nicht. Angesichts des Trade-offs zwischen einem einfach 

zugänglichen Register, dessen Sicherheit und Vertraulichkeit nicht ernsthaft garantiert wer-

den kann, und einem nur mit sehr hohem administrativem Aufwand zugänglichen Register, 

hat die Mehrheit der Mitglieder unserer Kommission in ihrer Stellungnahme von 2023 emp-

fohlen, den Zugang auf einzelne Behörden zu beschränken. Da das Parlament inzwischen 

anders entschieden hat, besteht das identifizierte Problem weiterhin. Es gibt ernsthafte 

Gründe, davon auszugehen, dass die geplante lockere Regelung des Zugangs zum Register 

kein ausreichendes Datenschutzniveau gewährleisten wird. Dadurch besteht ein hohes Ri-

siko von Verletzungen der wirtschaftlichen Privatsphäre betroffener Personen. Die Mitglie-

der des KMU-Forums fordern deshalb, dass dieser sehr wichtige Aspekt der Vorlage 

 

2 EuGH, Urteil vom 22. November 2022, Rechtssache C-37/20 und C-601/20, Luxembourg Business Registers 

und Sovim. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/2900/de#chap_6/sec_2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/2900/de#art_27
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/2900/de#art_26
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2024/1607/de#lvl_7/lvl_7.7/lvl_7.7.3
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62020CJ0037
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in den weiteren Arbeiten erneut geprüft wird. Kapitel 6.4 des erläuternden Berichts zum 

Datenschutz muss bis zur nächsten Ämterkonsultation um detaillierte Angaben zu dieser 

komplizierten Problematik ergänzt werden (einschliesslich der Frage der Haftung des Bun-

des im Fall von Verletzungen/Schäden).  

 

Die Mitglieder des KMU-Forums begrüssen die Bestimmungen zu den vereinfachten 

Meldeverfahren für Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Ein-Personen-Akti-

engesellschaften. Sie sind jedoch der Meinung, dass diese auch für weitere Katego-

rien juristischer Personen vorgesehen werden sollten. So wäre beispielsweise zu prüfen, 

ob solche vereinfachten Verfahren auch für Aktiengesellschaften mit bis zu vier Aktionären 

eingeführt werden könnten, sofern alle dem Verwaltungsrat oder der Geschäftsleitung ange-

hören. 

 

In Anlehnung an die Regelung, wonach Finanzintermediäre sowie Händlerinnen und Händler  

nur dann dem GwG unterstellt sind, wenn sie ihre Tätigkeit «berufsmässig» ausüben, sollen 

Beraterinnen und Berater nur dann unterstellt sein, wenn sie ihre Tätigkeit berufsmässig aus-

üben. Artikel 12f E-GwV definiert diesen Begriff. Die Mitglieder des KMU-Forums sind je-

doch der Meinung, dass stattdessen die Kriterien von Art. 19 der Finanzinstitutsver-

ordnung angewendet werden sollten: ein jährlicher Bruttoertrag von mehr als 50’000 Fran-

ken, die Aufnahme oder Unterhaltung von mehr als 20 dauerhaften Geschäftsbeziehungen 

pro Jahr, eine unbefristete Verfügungsmacht über fremde Vermögenswerte von mehr als 5 

Millionen Franken usw. Mit diesen Schwellenwerten soll verhindert werden, dass punktuelle, 

geringfügige oder nebenberufliche Beratungen unverhältnismässig reguliert werden. 

 

Im Jahr 2011 hat unsere Kommission vom Bundesrat den formellen Auftrag erhalten, im 

Rahmen von Vernehmlassungsverfahren zu prüfen, ob die Bundesämter bei der Ausarbei-

tung von Vorlagen und im Rahmen der obligatorischen Regulierungsfolgenabschätzung eine 

Messung der Regulierungskosten für Unternehmen sowie eine KMU-Verträglichkeitsanalyse 

(bezüglich des administrativen Aufwands etc.) durchgeführt haben3. Hinsichtlich der Auswir-

kungen auf die Volkswirtschaft wird im erläuternden Bericht auf die Aussagen in der Bot-

schaft vom 22. Mai 2024 verwiesen. Die dortigen Informationen sind jedoch mangelhaft und 

entsprechen nicht in allen Punkten den Anforderungen des Unternehmensentlastungsgeset-

zes (UEG). Die Ausführungen im Kapitel über die volkswirtschaftlichen Auswirkungen 

müssen bis zu nächsten Ämterkonsultation ergänzt werden. Gemäss Art. 4 UEG müs-

sen die verantwortlichen Einheiten der Bundesverwaltung bei der Ausarbeitung von rechtset-

zenden Erlassen des Bundes prüfen, ob für KMU vereinfachte oder kostengünstigere Rege-

lungen vorgesehen werden können und ob höhere regulatorische Anforderungen als bei ver-

gleichbaren Regulierungen im Ausland vermieden werden können. Die Ergebnisse dieser 

Prüfungen sind im erläuternden Bericht festzuhalten. Werden Möglichkeiten zur Entlastung 

der Unternehmen nicht genutzt, ist dies im erläuternden Bericht zu begründen. Im Bericht 

sollte deshalb begründet werden, warum vereinfachte Regeln/Kriterien für Unternehmen, die 

nicht dem GwG unterstellt sind, sowie vereinfachte Meldeverfahren für andere Kategorien 

einfacher juristischer Personen nicht möglich sein sollen.  

 

3 Siehe: Bericht des Bundesrates vom 24.08.2011 «Die administrative Entlastung von Unternehmen: Bilanz 
2007–2011 und Perspektiven 2012–2015», Massnahme 2 (S. 23). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2019/763/de#art_19
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/118/de#art_4
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi9iIfqouORAxVG1gIHHWL-CbQQFnoECBcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.seco.admin.ch%2Fdam%2Fseco%2Fen%2Fdokumente%2FStandortfoerderung%2FKMU-Politik%2FAdministrative_Entlastung%2FDie%2520administrative%2520Entlastung%2520von%2520Unternehmen%2520Bilanz%25202007%2520-%25202011%2520und%2520Perspektiven%25202012%2520-%25202015.pdf.download.pdf%2FDie_administrative_Entlastung_von_Unternehmen_Bilanz_2007_2011_und_Perspektiven_2012_2015.pdf&usg=AOvVaw3woaNg6mlQf16Y00voTJaX&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwi9iIfqouORAxVG1gIHHWL-CbQQFnoECBcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.seco.admin.ch%2Fdam%2Fseco%2Fen%2Fdokumente%2FStandortfoerderung%2FKMU-Politik%2FAdministrative_Entlastung%2FDie%2520administrative%2520Entlastung%2520von%2520Unternehmen%2520Bilanz%25202007%2520-%25202011%2520und%2520Perspektiven%25202012%2520-%25202015.pdf.download.pdf%2FDie_administrative_Entlastung_von_Unternehmen_Bilanz_2007_2011_und_Perspektiven_2012_2015.pdf&usg=AOvVaw3woaNg6mlQf16Y00voTJaX&opi=89978449
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In seiner Medienmitteilung vom 26. November 2025 kündigte der Bundesrat an, seine An-

strengungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Schweiz fort-

setzen zu wollen. Hohe Priorität sollen die Verbesserung der allgemeinen Rahmenbedingun-

gen für alle Unternehmen sowie ein verstärkter Fokus auf regulatorische Entlastungen ge-

niessen. Gemäss Anhang 2 zur Medienmitteilung soll der Entwurf zur Verordnung über die 

Transparenz juristischer Personen im Rahmen dieser Arbeiten überprüft werden. Die Mitglie-

der des KMU-Forums sind der Meinung, dass die im Rahmen der Konsultation von den Ver-

nehmlassungsteilnehmenden formulierten Vereinfachungsvorschläge möglichst vollständig 

übernommen werden sollten. In Anbetracht dessen hoffen wir, dass unsere Empfehlungen 

berücksichtigt werden, und stehen für Fragen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüssen 

                             

Daniela Schneeberger  Martin Saladin  

Co-Präsidentin des KMU-Forums  Co-Präsident des KMU-Forums 

Nationalrätin, Vizepräsidentin  Vizedirektor und Leiter der Direktion für 

des Schweizerischen Gewerbeverbands  Standortförderung des Staatssekretariats 

 für Wirtschaft SECO   

 

 

https://www.vtg.admin.ch/de/newnsb/IthGy5linP3WF-drdHtNh

